
DER BUNDESMINISTER 
FOR LANDESVERTEIDIGUNG 

Zahl 10 072/278�1.1/79 

n -Sl/5dcr Beilagen zu den Stenographischen ProroltoIlcn 
ält. Nlilti9t191tate3 XV. G6!setzgeh'ullgsp� 

�rl"" ß"P"'I!.":t'" "'�.- rr"'l1"r B .0. ," t..; '(:;""1 � ...... a""\,,, .1 Cl. • •  1 ••• aJlli<:: 1l. .CI �,�, A�;:> e l ,.l.,_�, lA,',t. \ 1:'_ .... 

dureh das Bunßesgcaetz vom 
2 -::;; 'p� h ""r '1 Q '7 Q nn:r.:n �,: 'y' 1 (\ t: .J. J,. c:; .... � .", i . .,I" ' .":",,,, ,-,.i.J..J.� ... �'t "L * ,.J), 
mit dem das Heeresgebühren�esetz 
geändert wird, geschaffenen 
Härtefä.lle; 

Anfrage der Abgeordneten KRAFT 
und Genossen 2n den J3undefHninister 
für Landesverteidigung, Nr. 239/J 

Herrn 

Präsidenten des Nationalrates 

Pa.rlament 
1010 Wien 

, •. J . .',_ 

210 lAs 
1980 "01- 1·4 
:zu 2391J 

In Bea11twortung der von den Abgeordneten zum 

Ns::��ionalrat KR.AF'l', Dr. EEItT..!1.CORA und Genossen 

am 100 Dezember 1979 an mich gerichteten Anfra­

ao€ 'f-'Tr ')7.o!J· 'D""+ ..... e-?'fend 1\[<> �"'nOh,.len ""ur· 'Pese'; t..;-ES • .. {-..J"/J , 1;,.';' v.L , �!.. .... .4. • .L� �.;t,!.t • •  c;. ü • •  , fC.' U ...... ..1. 

gung der du.rch da�:l Bundesgesetz vom 230 Feber 1979 , 

BGBl.Nr. 105, mit dem das Heeresgeblihrengesetz 

geändert v:ird, e;eschaffenen Härtefälle, beehre 

ich mich folgendes mitzuteilen: 

In der Einleitung zur vorliegenden Anfrage wird 

von d.e11 AnfraEe�)tel1ern die mit Wirksamkeit vom · 

Heeresgebührengesetzes dahingehend kritisiert, 

daß sich dj.8 Höhe der Wohnkastenbeihilfe an 

ein!?m Proze:1.tsa tz der BemesEiUngsgrtmdlage für 

den Familier:unterhalt,und damit an der Höhe des 

dessen Ein-
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berufung zum Präsenzdien.st or:ie-ntiert. Diese Re-

��lung erachtan die Anfragesteller vom sozialen . 

Standpunkt aus als bedenklj.ch, 'Neil "dte. Wohnkosten 

für alle yon der Einberufung Betroffenen - unab­

hängig von ihrem Einkommen -in der Regel gleich 

hochtlseien. 

Hiezu ist zu bemerken, daß - wie auch die Erfahrungen 

der Praxis bes tätigen - im Gegensatz zur vorstehenden 

Argumente. tion die tatsächlichen Ausgaben für 'i7ohn­

·zwecke stets nur in einem angemessenem Verhältnis 

zum j eweils V'e:C'filgba.ren Einkommen des Einzelnen 

stehen können . Wenn sich daher der Gesetzgeber dazu 

entschlossen hat, auf Grund statistischer Erhebungen 

bestimmt e Prozentsätze des EinkoITm.ens als Obergrenze 

für die Bemessung des Ans-pruches auf Wohnl{ostenbei­

hilfe festzulegen, so lag dteser Lösung offenkundig 

die Absicht zugrunde, das Bedürfnis der Wehrpflich­

tigen nach Bei-bchaltung der notwendi.gen �Nohnung aus­

reidhend abzusichern, hiebei aber in der Vergangen­

heit mögliche Mißbräuche zu verhindern und die 

budgetäre Belastung des Bundes in Grenzen zu halten. 

Hiebei. darf auch nicht Ubersehen werden, daß in den 

Fällen des § 21 .Abs. 1 Z 2 des Heerest;ebührengesetzes 

mit dem fUr Haushaltsangehörige des Wehrpflichtigen 

gewährten Familienm:terhal t auch ein '1;ei1 der Wohn­

koste!1 des gemeinsamen Haushaltes abgegolten wird; 

fUr Wehrpflichtige, die keinen Anspruch euf Familien­

unterhalt flir Haushaltsangehörige haben, ist daher 

nach Abe 0 3 eine entsprechend höhe:r'e Betragsbegrenzung 

vorgesehen. Im Ubrigen verNeise ich auf den aus­

fUhrlichen Bericht des LandesverteidigungsausschuEses 

,,,',;;,,.'. 

-'* 
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unter 11?? der Beilagen zu·den stenographischen .. . . . 

protokollenc.es Nationalrates XIV. GP. 

Was den in eier Anf:,nge genarL."lten konkreten Härte­

fall betrifft, so handelt es s ich hiebe� um ein 

Übargangsproblem, welchesbeTeits im Oktober vsr­

gangenen Jahres im Sinne des betreffenden Wehr­

pflich.tigen bereüligt werden konnte • Darüber hinaus 

wurden erlaßmäßige Vorkehrungen getroff en , um all­

fälligen Fr.onlernen im Zusammenhang mi t dem Übergang 

von "riiietzlnsbeihil.fen" auf "Wohnkostenheihilf'en" 

nach Möglichkeit von vornherein .zu begegnen. 

Im·einzelnen be antw orte ich die gegenständliche 

Anfrage wie folgt: 

Zu 1: 

Wie meinen vorstehenden Ausführun'ien zu entnenmen 

ist, kann von einer SchlechtersteIlung einkommens­

sch'IJächerer iflehrpfli:Jhtiger durch da� Bundesgesetz 

BGBl.Nr. 105/1979 ke ine Rede sein. Die gegenständ-

liche Novelle bewirkte nämlich in der weitaus über­

wiegenden Zp..hl der 1!�älle keine Anderung hinsichtlich 

der EBhe der finanziellen Zuwendung flir Wohnzwecke, 

son1ern es ergaben sich vielfach s ogar Verbesserungen 

durch den wegfall des vor. d i eser Novelle für den Anspruch 

auf eine höhere Beihilfe festgelegten Grenzbetrages. 

In j enen wenigen Fallen, in denen sich durch die 

Einführung der 7lohnkoficenbeihi.lfe eine Verminderung 
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der finanziellen Zuwendung gegenüber der früheren 

Mietzinsbeihilfe ergeben hätte, wurden - wie bereits 

erwähnt .... entspreche!1de Vorkehrungen zur Vermeidung 

Zu 2: 

Da es nicht zutrifft, de,ß durch die vore!"wähnte 

Novelle zum HeeresgebUhrengesetz eine "Di�kriminiGrung" 

einkcmmenssch'Nächerer WehY'�,)flir::htiger geschaffen vn:rde, 

sehe ich derzeit keine Notwendigkeit, eine neuerliche 

Xnderung der erst im Vor;jahr .. rom Nationalrat einstimmi.g 

beschlossenen Regelung in die Wege zu leiten. Eine sulche 

�euerliche ]"ovelle könntt'; meines Erachtens nur dann i.n 

Erwägung gezogen werden, """enn sich - wofür dem Bundes­

oinisterium für Landesverteidigung allerdings bisher 

'-e' e � ., ,.,,' .... ,"' ..... . ,,l·-t ' 0"'0 t .. 70;' d " " - .. bh;�nO';g K �n .l.i.n_�c" .... v ..... ' pU.h.t'� e Oe K,�nn c,-- v/or en s�n"", ur..a ... co. . ..  0 .... 
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weiterer Folge herausstellen sollte, daß die neue Rechts­

lage tatsüchl.ich zu. Härtefällen führt. 

/1/. Jänner i 980 

'. 
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